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  Resolution 2562 (2021) 
 
 

  verabschiedet vom Sicherheitsrat am 11. Februar 2021 
 
 

 Der Sicherheitsrat, 

 unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen betreffend Sudan, insbesondere die Re-
solutionen 1591 (2005), 1651 (2005), 1665 (2006), 1672 (2006), 1713 (2006), 1779 (2007), 
1841 (2008), 1891 (2009), 1945 (2010), 1982 (2011), 2035 (2012), 2091 (2013), 2138 
(2014), 2200 (2015), 2265 (2016), 2340 (2017), 2400 (2018), 2455 (2019) und 2508 (2020) 
und die Erklärung seiner Präsidentschaft vom 11. Dezember 2018 (S/PRST/2018/19),  

 begrüßend, dass die Regierung Sudans, die Sudanesische Revolutionäre Front und die 
Befreiungsbewegung Sudans (Minni-Minawi-Splittergruppe) am 3. Oktober 2020 in Juba 
das Friedensabkommen von Juba unterzeichnet haben, und Sudan und die Menschen in Su-
dan zu diesem historischen Erfolg beglückwünschend, der eine große Chance auf umfassen-
den und dauerhaften Frieden in Sudan und einen wichtigen Meilenstein im Übergang zu 
einer von Frieden, Stabilität, Demokratie und Wohlstand geprägten Zukunft für Sudan dar-
stellt,  

 den Unterzeichnern des Friedensabkommens nahelegend, den Umsetzungsprozess zü-
gig einzuleiten, und feststellend, dass das Abkommen eine spezifische Unterstützerrolle für 
die Vereinten Nationen bei der Umsetzung seiner Bestimmungen vorsieht,  

 mit der nachdrücklichen Aufforderung an diejenigen, die sich dem Friedensprozess 
mit der Regierung Sudans noch nicht angeschlossen haben, dies umgehend, konstruktiv und 
ohne Vorbedingungen zu tun, sodass die Verhandlungen über ein umfassendes Friedensab-
kommen rasch abgeschlossen werden können, und mit der Aufforderung an alle internatio-
nalen Akteure, die noch nicht beteiligten Parteien weiter zur Teilnahme zu ermutigen, 

 erneut erklärend, dass die Regierung Sudans die Hauptverantwortung für den Schutz 
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 betonend, dass die Regierung Sudans dafür sorgen muss, dass die für Verstöße gegen 
das humanitäre Völkerrecht und die internationalen Menschenrechtsnormen verantwortli-
chen Personen zur Rechenschaft gezogen werden, und unter Begrüßung der diesbezüglichen 
Bestimmungen des Verfassungsdokuments zu Maßnahmen der Unrechtsaufarbeitung und 
Rechenschaftsziehung,  

 feststellend, dass die Situation in Sudan nach wie vor eine Bedrohung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit in der Region darstellt,  

 unter Hinweis 
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Hilfsmission der Vereinten Nationen für den Übergang in Sudan (UNITAMS) und der Sach-
verständigengruppe eine Überprüfung der Lage in Darfur vorzunehmen, insbesondere der 
Bedrohungen der Stabilität, der Umsetzung des Friedensabkommens von Juba und des Na-
tionalen Plans für den Schutz von Zivilpersonen, der Maßnahmen gegen die Verbreitung 
von Waffen, 
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